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Echte Wertschätzung
sieht anders aus!
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

jeder von uns hat schon von seinen Eltern oder Großeltern den Ausspruch ge-
hört: „Früher war al les viel besser!“ Oder ähnliches aus dem Munde eines Komi-
kers wie Karl Valentin vernommen: „Früher war selbst die Zukunft besser!“ Diese
vermeintl ichen Lebensweisheiten wurden von uns „Jungen“ häufig als verklärtes
Gejammer abgetan, ohne dies zu hinterfragen oder zu reflektieren. Je mehr ich
jedoch darüber nachdenke, umso mehr beschleicht mich das Gefühl, dass etwas
Wahres an diesen Aussagen dran ist.
Früher wurde die gesetzl iche Verankerung der hergebrachten Grundsätze des
Berufsbeamtentums in Artikel 33 des Grundgesetzes noch Ernst genommen. Da-
nach soll der Dienstherr den Beamtinnen und Beamten eine amtsangemessene
Besoldung zahlen und sie an der al lgemeinen Einkommensentwicklung tei lhaben lassen. Dies galt entspre-
chend auch im Tarifbereich. Leider mogelte sich die Politik nach und nach aus der Verantwortung und fül lte
diese Verpfl ichtung nicht mehr mit Inhalten. Die Krönung „gelang“ der Landesregierung 2003 im Rahmen der
Einsparungen unter dem verharmlosenden Begriff „Solidarpakt“. Resultat: Statt Urlaubsgeld und „Weihnachts-
geld“ gibt es eine Sonderzahlung, die für einen Teil der Arbeitnehmer/innen sowie für al le Beamtinnen und Be-
amten erheblich geringer ausfäl lt. Von der Teilnahme an der al lgemeinen Einkommensentwicklung ist Berl in
inzwischen abgekoppelt. Stand heute haben die Berl iner Landesbeamten gegenüber den übrigen Bundeslän-
dern einen Besoldungsrückstand von mindestens 8 %, bei den Tarifbeschäftigten sind es auch immer noch et-
wa 3 % Abstand zum Niveau des TV-L.
Früher wurden Versprechen oder Absprachen von Politikern eingehalten. Heute müssen wir zur Kenntnis
nehmen, dass wir darauf offenbar nicht mehr vertrauen können. So versprach die Landesregierung im Kalen-
derjahr 2003, dass der Solidarpakt mit seinen Kürzungen nur von vorübergehender Natur sein wird. Was bei
den Arbeitnehmern des Landes Berl in mittlerweile zumindest perspektivisch bis 201 7 geregelt wurde, lässt bei
den Beamtinnen und Beamten noch immer auf sich warten.
Früherwurde den Beamtinnen und Beamten beim Einstieg ins Berufsleben versichert, beim Eintritt in den Ru-
hestand – sofern sie zu diesem Zeitpunkt auf mindestens 35 Berufsjahre zurückblicken konnten – einen Pen-
sionsanspruch in Höhe von 75 % der letzten Besoldung zu haben. Und heute? Nicht nur, dass die Zahl der
Berufsjahre zwischenzeitl ich auf 40 erhöht wurde, ist der Pensionshöchstsatz nunmehr auf 71 ,75 % reduziert
worden. Die Arbeitnehmer/innen haben ähnliche Einschnitte bei der betriebl ichen Zusatzversorgung des öf-
fentl ichen Dienstes („VBL“) hinzunehmen.
Früher war der Politik klar, dass die Beihi lfe für den Dienstherrn kostengünstiger als die gesetzl ichen Kran-
kenkassenbeiträge sind. Je mehr Jahre ins Land zogen, umso größer wurde die diesbezügliche Vergessl ich-
keit. Und schon waren die Kostendämpfungspauschale und wenig später die Praxisgebühr eingeführt, die
noch heute abgezogen werden.
Früher gab es keinen Vertrauensmissbrauch. Heute kann das bei Politikern schon mal vorkommen. So ver-
sprach der Senat auf Forderung von DSTG und dbb genauso wie im Bund die Praxisgebühr abschaffen zu
wollen. Aber welch Überraschung - oder auch nicht? - war jetzt die Absicht zu vernehmen, zwar die Praxisge-
bühr abzuschaffen, dafür aber die Kostendämpfungspauschale um 1 0 Euro zu erhöhen.
Früher konnte man über die Telefonhotl ine des Landesverwaltungsamtes noch Informationen zu den Beihi l-
feangelegenheiten erfragen. Heute gibt das LVwA auf seiner Homepage die Einstel lung der Hotl ine bekannt,
da wegen der Flut zu bearbeitender Beihi lfeanträge keine Personalkapazitäten dafür zur Verfügung stehen.
Alle diese Beispiele haben etwas gemeinsam: Sie sind Ausdruck verlorengegangener Wertschätzung der Poli-
tik gegenüber den Beschäftigten. Wenn wir heute feststel len „Früher war al les viel besser“, dann meinen wir
damit auch die abhanden gekommene Verantwortl ichkeit des unternehmerischen Handelns unserer Politiker
für das wichtigste Kapital des öffentl ichen Dienstes im Land Berl in - nämlich sein Personal. Gedankenlosigkeit
und Missachtung begleiten die Entscheidungen der Politik. Eines hat die Vergangenheit jedoch immer wieder
gezeigt: mit schlechten Politikern und guten Beschäftigten funktioniert der Staat - aber nicht umgekehrt. Des-
sen müssen sich die Politiker bei al len ihren Entscheidungen wieder bewusst sein.
Die DSTG wird weiterhin al les daran setzen, dass die Beschäftigten von den Politikern wieder als Menschen
wahrgenommen werden und nicht als Kostenverursacher.

Mit kol legialen Grüßen

DetlefDames
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Der Frauenanteil in der Berliner Steuerverwaltung lag von 2005 bis 2011 permanent
um 68 %, obwohl die Anzahl der Beschäftigten kontinuierlich sank. Dies ist wohl
dem Umstand geschuldet, dass Männer und Frauen gleichmäßig „abgebaut“ wur-
den.

Die „Erfolge“ zur Beseitigung von Unterrepräsentanzen der Frauen sind jedoch differen-
zierter zu betrachten.
Tatsächlich ist eine genaue Analyse der Beschäftigten-Entwicklung mit Hilfe des vorl iegen-
den Frauenförderplans schwierig, da tei lweise die absoluten Zahlen fehlen.
Auch die Erfassung der in den nächsten zwei Jahren ausscheidenden Kolleginnen und
Kollegen unterscheidet nicht zwischen Frauen und Männer. So ist nicht erkennbar, inwie-
weit sich der Frauenantei l al lein durch das Ausscheiden von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern verringert oder erhöht.
Erfolgreiche Frauenförderung konnte in den Leitungsfunktionen im Bereich des gehobe-
nen Dienstes verzeichnet werden. Insbesondere durch die Implementierung des Füh-
rungskräfte-Pools konnten mehrheitl ich Kolleginnen für Aufgaben in Führungspositionen
gewonnen werden. So wurde hier im Bereich A 1 2 die Unterrepräsentanz sogar vollstän-
dig beseitigt. Es bleibt zu hoffen, dass sich diese positive Tendenz zeitnah auf künftige
Auswahlen für Sachgebietsleiter-Stel len der Besoldungsgruppe A 1 3S auswirkt.
Im Bereich des höheren Dienstes sind keine signifikanten Steigerungen zu verzeichnen.
Mit Ausnahme der Besoldungsgruppe A 1 3 gibt es in dieser Laufbahn durchgängig Unter-
repräsentanzen.
Im Frauenförderplan sind leider keine Ausführungen gemacht worden, wie die dort ge-
nannten Instrumente der Frauenförderung bisher wirkl ich gegriffen haben. Es wäre z.B.
sehr interessant zu wissen bzw. zu erfahren, ob der Erwerb von Kenntnissen bezüglich
Gender Mainstreaming, Frauendiskriminierung oder Frauenförderung nachweisl ich hilf-
reich bei der Beseitigung von Unterrepräsentanzen war.
Unterrepräsentanzen sind nicht nur in der Führungsebene vorhanden, sondern auch in
den Besoldungsgruppen A 5S, A 6S und A 1 2 sowie bei den Betriebsprüfer/innen in A 1 3S.
Im Tarifbereich sind Frauen in den Entgeltgruppen E 1 2 und E 1 3 unterrepräsentiert. Hier
sind im Frauenförderplan - außer der Festlegung einer Frauenförderquote - keine konkre-
ten möglichen Maßnahmen zur Erzielung von Verbesserungen aufgeführt worden.
Die Frauenförderquote wurde in den letzten Jahren in der Regel jedoch nicht erreicht.
Konsequenzen ergaben und ergeben sich daraus leider nicht. Insbesondere wurden keine
Strategien entwickelt, wie man zukünftig die gesteckten
Ziele erreichen könnte.
Die gewählten Frauenvertreterinnen der DSTG werden
die notwendigen Daten weiter einfordern. Darüber hin-
aus werden sie sich bei der jährl ich vorgesehenen
Gleichstel lungskonferenz (vgl. Punkt 6 des Frauenförder-
plans) engagiert einbringen und sich natürl ich auch bei
al len weiteren Gelegenheiten aktiv für die Frauenförde-
rung einsetzen.

PS: Wer Interesse an einem statistisch gut aufgebauten Frauenförderplan (einschl ießlich
der Berücksichtigung von Abgängen aus Altersgründen) hat, sol lte sich den Frauenförder-
plan der (früheren) Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologie und Frauen ansehen.
Dieser ist - wie weitere Frauenförderpläne - auf der Internet-Seite der Senatsverwaltung
für Arbeit, Integration und Frauen (bei www.berl in.de) unter Frauen / Frauen im Landes-
dienst / Informationsbörse / Frauenförderpläne zu finden.

Die Spitze der DSTG-Landesfrauenvertretung:
Gabi Kluge, Christiane Michl, Gabi Pingel
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Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hatte mit Urteil vom 3. Mai 201 2 (Az. C-377/1 0)
entschieden, dass auch Beamte Anspruch auf eine Abfindung haben, wenn sie we-
gen langer Krankheit ihren Urlaub vor Eintritt in den Ruhestand nicht nehmen konn-
ten. Die Richter widersprachen damit dem deutschen Beamtenrecht und bezogen
sich auf die EU-Richtlinie 2003/88. Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil
vom 31 . Januar 201 3 (Az. 2 C 1 0.1 2) die Entscheidung des EuGH im Wesentlichen
bestätigt. Das Bundesverwaltungsgericht hat zugleich die Voraussetzungen und
Rechtsfolgen des Anspruchs konkretisiert – und damit die Entscheidung des Euro-
päischen Gerichtshofs vom 3. Mai 201 2 und deren Auswirkungen für Beamte ge-
klärt.

BBUUNNDDEESSVVEERRWWAALLTTUUNNGGSSGGEERRIICCHHTT BBEESSTTÄÄTTIIGGTT EEUUGGHH
ZZUURR UURRLLAAUUBBSSAABBGGEELLTTUUNNGG NNAACCHH KKRRAANNKKHHEEIITT

Der Europäische Gerichtshof hatte den Anspruch von Beamten auf finanziel le Vergütung
eines Mindestjahresurlaubs von vier Wochen nach Europäischem Recht für zulässig er-
klärt, wenn sie diesen bis zum Eintritt in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit nicht in
Anspruch nehmen konnten. Das Bundesverwaltungsgericht geht im Anschluss an diese
Rechtsprechung des EuGH von einem unionsrechtl ichen Urlaubsabgeltungsanspruch we-
gen krankheitsbedingt nicht genommenen Erholungsurlaubs aus. Zur Klarstel lung hebt
das Bundesverwaltungsgericht hervor, dass der Abgeltungsanspruch auf einen Mindestur-
laub von vier Wochen pro Jahr begrenzt ist. Erfasst werden weder ein über 20 Tage im
Jahr hinausreichender Erholungsurlaub noch Arbeitszeitverkürzungstage oder Schwerbe-
hindertenzusatzurlaub nach § 1 25 SGB IX. Allerdings wird der Mindesturlaubsanspruch
auch erfül lt, wenn der Beamte im fragl ichen Jahr seinen ihm für dieses Jahr zustehenden
Urlaub nicht nehmen konnte, wohl aber „alten“ - aus dem Vorjahr übertragenen - Urlaub.
Für das Jahr, in dem der Beamte aus dem aktiven Dienst ausscheidet, stehen Mindestur-
laubsansprüche und der hieran anknüpfende Urlaubsabgeltungsanspruch antei l ig für die
Zeit bis zum Ausscheiden zu.
Hinsichtl ich der Berechnung und Höhe des Anspruchs hat das Bundesverwaltungsgericht
präzisiert, dass sich die Höhe der Abgeltung nach dem Durchschnitt der Besoldung der
letzten drei Monate vor Eintritt in den Ruhestand bemisst, umgerechnet auf die Zahl der
nicht genommenen Urlaubstage.
Zur Verjährung hat das Bundesverwaltungsgericht klargestel lt, dass der Urlaubsabgel-
tungsanspruch keinem Antragserfordernis unterl iegt. Es gilt die al lgemeine regelmäßige
Verjährungsfrist von drei Jahren, beginnend mit dem Ende des Jahres, in dem der Beamte
in den Ruhestand tritt. Somit besteht der Anspruch noch für al le Beamten, die im Jahr
201 0 in den Ruhestand versetzt wurden und ihren Jahresurlaub krankheitsbedingt nicht
nehmen konnten. Soweit ein entsprechender Antrag bisher nicht gestel lt wurde, wird emp-
fohlen, dies nunmehr nachzuholen.

Bezüglich bereits gestel lter Anträge hat die Senatsverwaltung für Inneres und Sport mit
Rundschreiben I Nr. 6/201 3 vom 1 8. Februar 201 3 darauf verwiesen, dass die Urtei lsgrün-
de noch nicht vorlägen (die obigen Ausführungen basieren auf der Pressemittei lung des
Bundesverwaltungsgerichts) und insoweit eine Entscheidung noch nicht möglich sei. Den
Personalstel len des Landes Berl in wurde daher empfohlen, eine Zwischennachricht zu er-
tei len und noch um etwas Geduld bis zur abschließenden Entscheidung zu bitten.
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Auch das Doko-Turnier 201 2 ging zu Ende - mit den altbekannten Größen an der Spitze
der Jahreswertung. Aber auch einige Neuzugänge konnten nach Startschwierigkeiten
Preise einheimsen. Ich hoffe, dass diese genügend Spaß beim Spiel hatten und der Run-
de auch weiterhin treu bleiben. Jederzeit sind natürl ich auch neue Mitspieler/innen wil l-
kommen.
Die weiteren Termine für 201 3 sind 11 . Apri l , 6. Juni, 22. August, 1 0. Oktober und 28. No-
vember. Das Startgeld pro Spieltag beträgt jetzt 1 0 € und gespielt wird bei Stiemi (Andre-
as Stiemert) in der Außenstel le des FA Kreuzberg gegenüber der Fidicinstr. am
Mehringdamm 11 0.
Die Anmeldungen laufen bitte ebenfal ls über Andreas Stiemert (Tel. 9024-1 4575) bis je-
weils eine Woche vor dem jeweil igen Termin. Für den jeweil igen Spieltag gibt es einen
Preis pro 3 Mitspieler/innen und wie üblich am letzten Spieltag für jede/n einen Preis.

Abschlusstabelle 201 2:
1 . Harald Bialowons (577), 2. Stephan Prey (538), 3. Rolf Herrmann (531 ),
4. Andreas Stiemert (522), 5. Andreas Micke (495), 6. Bernd Bohrisch (485),
7. Thomas Exner (481 ), 8. Anke Knafla (393), 9. Dietmar Adamietz (363),
1 0. Elke Ersig (354), 1 1 . Stefan Stohr (351 ), 1 2. Bodo Borchert (31 7),
1 3. Christian Netzband (307), 1 4. Markus Herrmann (265), 1 5. Frank Kluckert (255),
1 6. Wolfgang Haß (211 ), 1 7. Rainer Feldmann (98), 1 8. Petra Jacobi (97)

Harald Biawolons

DDOOPPPPEELLKKOOPPFFTTUURRNN IIEERREE 220011 22 UUNNDD 220011 33



88

DAS STEUER- UND GROLLBLATT

JJ
UU
GG
EE
NN
DD

Einige Steueranwärterinnen und -anwärter des Einstellungsjahrgangs 201 2 haben
nach Abschluss des FTA I Einsichtnahme in ihre Aufsichtsarbeiten beantragt. Die
DSTG-Jugend hat mit Schreiben vom 6. Februar 201 3 an die Leiterin des Bildungs-
zentrums in Königs Wusterhausen, Frau Oppermann, diese Anträge unterstützt.

EEIINNSSIICCHHTTNNAAHHMMEE IINN AAUUFFSSIICCHHTTSSAARRBBEEIITTEENN??

Aus unserer Sicht müssen die Anwärterinnen und Anwärter schnellstmöglich erfahren, in
welchen Bereichen sie Nachholbedarf haben, damit eine zielgerichtete Vorbereitung auf
die weitere theoretische Ausbildung möglich ist. Häufig ergeben sich in der Praxisphase
bzw. im Anschluss an den Dienst im Finanzamt Zeitfenster, die zum Wiederholen und
Üben genutzt werden (bzw. bei Wissen um die Lücken genutzt werden könnten). Auch ste-
hen mit den Ausbilderinnen und Ausbildern in den Finanzämtern kompetente Ansprech-
partner für Fragen bzw. zur Unterstützung zur Verfügung.
Leider wurden die Anträge mit dem Hinweis abgelehnt, dass die Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung (StBAPO) eine solche Einsichtnahme nur für die Zwischen- und die Lauf-
bahnprüfung vorsieht.

Diese Aussage ist korrekt - hi lft aber bei der Lösung
des Problems der Anwärterinnen und Anwärter nicht
weiter. Im Übrigen bedeutet die Vorschrift in der
StBAPO nicht, dass eine Einsichtnahme bei sonstigen
Prüfungen bzw. Aufsichtsarbeiten ausgeschlossen ist.
Es wird ledigl ich für die Zwischen- und Laufbahnprü-
fung ein Rechtsanspruch formuliert.
Anstatt eine Einsichtnahme in der Praxisphase zu ge-
währen, sol l nun ledigl ich eine Klausurbesprechung
zu Beginn des nächsten fachtheoretischen Abschnitts
erfolgen. Dann, wenn am nächsten Tag schon neue
Themen gelehrt und gelernt werden müssen.
Wenn die Anwärterinnen und Anwärter dann endlich
wissen, wo noch Schwächen sind, haben sie aber
keine Zeit mehr für die Wiederholung des alten Stof-
fes. Es muss ja der neue gelernt und gefestigt wer-
den.

Die DSTG-Jugend wird sich weiter dafür einsetzen, dass Prüfungen und Aufsichtsarbeiten
möglichst schnell den Anwärterinnen und Anwärtern zugänglich gemacht werden. Wenn
es erforderl ich ist, auch über eine Änderung der rechtl ichen Vorgaben!




